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Regionalisierung oder Zentralisierung 
justitieller Kontrolle der europäischen 
Polizei(zusammenarbeit)? 
,,Europäisches Justitielles Netz" und „Eurojust" 
I. Einleitung 
Eine enge Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfolgung wird von den EU-
Mitgliedstaaten bereits seit längerer Zeit zu den gemeinsamen Anliegen ge-
zählt.1 Seit den 70er Jahren haben insbesondere die europäischen Polizeien 
durch diverse Initiativen ein Netzwerk zwischenstaatlicher Kooperationen über 
Europa gezogen.2 Die justitielle Rechtshilfe blieb - aus verschiedensten Grün-
den - immer einen Schritt hinter dieser Polizeizusammenarbeit zurück. Dieses 
Ungleichgewicht rückte verstärkt in das öffentliche Interesse durch die Einrich-
tung des Europäischen Polizeiamtes (Europol) als zentraler, quasi supra-natio-
naler Institution außerhalb der justitiellen Kontrolle der Mitgliedstaaten oder 
europäischer Organe.3 Obwohl Politik,4 Rechtspraxis5 und -wissenschaft6 im-
mer wieder ein Gleichziehen der justitiellen Rechtshilfe forderten, dauerte es 
bis zum Ende der 90er Jahre, bis sich die Regierungen der Mitgliedstaaten auf 
die Etablierung eines - regional angesiedelten - ,,Europäischen Justitiellen Net-
zes"7 und einer europäischen (justitiellen) Zentralstelle, ,,Eurojust"8, einigten. 
So begrüßenswert diese längst überfällige Entwicklung im Bereich der justitiel-
len Rechtshilfe prinzipiell ist - sie löst die neuen Fragen nach dem (Kompe-
tenz-)Verhältnis von polizeilicher und justitieller grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit nicht, solange nicht in entsprechendem Umfang über die Zuständig-
keiten in der praktischen Arbeit entschieden wurde. 
In der jüngeren Diskussion steht - insbesondere vor dem Hintergrund 
weiterer Vorhaben in der „Polizeilichen und Justitiellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen"9 - vor allem folgende Frage im Vordergrund: Sind das „Europäi-
sche Justitielle Netz" bzw. ,,Eurojust" (am besten) geeignet, eine den europäi-
schen - das heißt also sowohl den mitgliedsstaatlichen als auch den auf der 
Ebene der EG entwickelten - Anforderungen genügende justitielle Einbin-
dung und Kontrolle europäischer Polizeizusammenarbeit im allgemeinen und 
von Europol im besonderen sicherzustellen? 
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II. Das „Europäische Justitielle Netz" und „EURO JUST" 
Um diese Frage beantworten zu können, gilt es zunächst zu klären, was sich 
hinter den beiden neuen europäischen Einrichtungen verbirgt: 
1. Europäisches ]ustitielles Netz (EJN) 
Das Europäische Justitielle Netz (EJN), das seit dem 7. August 1998 exi-
stiert, 10 setzt sich aus Kontaktstellen, also in ihren Heimatländern verblei-
benden Vertretern der nationalen Strafverfolgungsbehörden zusammen. Sie 
besitzen in ihrem Staat eine Zuständigkeit zur Verfolgung allgemeiner oder 
zur Verfolgung bestimmter Formen des schweren Verbrechens. 11 Den einzel-
nen Mitgliedstaaten bleibt es überlassen, eine oder mehrere Kontaktstellen zu 
benennen. 12 
Das EJN soll im Rahmen der bestehenden Rechtshilfewege in bedeutsa-
men oder eiligen Fällen durch direkte Ansprechpartner eine persönliche, ge-
genseitige Hilfestellung und dadurch eine größtmögliche Beschleunigung des 
Rechtshilfeverstehens herbeiführen. Diese Ansprechpartner stellen den zu-
ständigen Behörden in ihrem eigenen Land notwendige rechtliche und prak-
tische Informationen zur Verbesserung des Rechtshilfeverkehrs zur Verfü-
gung. In bestimmten Fällen können sie .ferner eine Koordinierungsfunktion 
zwischen den nationalen Behörden einnehmen. Kontaktstellen können im 
Bedarfsfalle die Verfahren auch direkt an die jeweils zuständige Stelle weiter-
vermitteln. 13 
2. Eurojust 
Eurojust soll - im Gegensatz zum regionalen Ansatz des EJN - als zentraler 
Stab besondere Funktionen wahrnehmen und gerade nicht auf den Rechtshilfe-
bereich beschränkt sein, sondern selbst (in begrenztem Umfang) Koordinie-
rungsaufgaben wahrnehmen. In die zentralen Stellen sollen von den einzelnen 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihrer Rechtsordnung Staatsanwälte, Richter 
oder Polizeibeamte mit gleichwertigen Befugnissen entsandt werden. 14 
Nach der ursprünglich (in Tampere entwickelten) Konzeption sollte Euro-
just einerseits eine sachgerechte Koordinierung der nationalen Staatsanwalt-
schaften erleichtern und „strafrechtliche Ermittlungen in Fällen mit OK-Be-
zug - insbesondere auf der Grundlage von Europol-Analysen - unter-
stützen" 15. Andererseits sollte es, insbesondere mit dem Ziel Rechtshilfeersu-
chen zu vereinfachen, mit dem (bereits errichteten) EJN zusammenarbeiten. 16 
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Bereits auf dem Gipfel von Tampere traten jedoch die unt~rschiedlichen An-
sichten der EU-Mitgliedstaaten über mögliche Kompetenzen zutage.17 
Nach dem vorbereitenden Ratsbeschluss ist die Aufgabe der zentralen Stelle 
selbst folgendermaßen konkretisiert: ,,Aufgabe von Eurojust ist es, Ermittlungs-
verfahren mit Bezug auf Straftaten von erheblicher Bedeutung, zu deren Verfol-
gung justitielle Rechtshilfe erforderlich sein kann, und mit Bezug auf Straftaten 
gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union zu unterstützen." 18 
Die zu Eurojust entsandten Beamten haben danach die Aufgabe, 
• ermittelnden Behörden anderer Mitgliedstaaten, der EG-Kommission und 
Europol Auskünfte über das Recht ihres Heimatstaates zu erteilen bzw. ei-
ne geeignete Stelle für solche Auskünfte nachzuweisen; 
• zuständigen Strafverfolgungsbehörden anderer Mitgliedstaaten, der EG-
Kommission und Europol Auskünfte über den Stand von Ermittlungsver-
fahren und über strafgerichtliche Verurteilungen zu erteilen bzw. den Kon-
takt zu der ermittelnden Heimatbehörde herzustellen; 
• in verschiedenen Mitgliedstaaten parallel geführte Ermittlungen zu koordi-
meren; 
• bei Beratungen über eine Erweiterung der Befugnisse von Europol „auf 
Anforderung" gutachterliche Stellungnahmen „für eine justitielle Beglei-
tung von Europol" abzugeben. 
Nach einem jüngeren Vorschlag Portugals, Frankreichs, Schwedens und Bel-
giens (vom 20. 7. 2000), 19 soll Eurojust mitgliedsstaatliche Behörden sogar 
selbst um Ermittlungen ersuchen dürfen20 und in einer zentralen „Doku-
mentations-Datenbank" unter anderem personenbezogene Daten verarbeiten 
dürfen.21 Bedenklich an dieser Initiative ist nicht nur, dass in Bezug auf die 
Verarbeitung personenbezogener Daten keine (Verfahrens-)Rechte der davon 
betroffenen Personen vorgesehen sind, 22 sondern dass danach Euro just und 
Europol im Bereich der Strafverfolgung als zwei gleichrangige Einrichtungen 
fungieren sollen23 - die justitielle Institution also keine Weisungsbefugnis 
über das Polizeiamt innehaben soll. 
III. Standard an justitieller Einbindung und Kontrolle in 
EU-Mitgliedstaaten und auf europäischer Ebene 
Um zu klären, ob das EJN bzw. Eurojust (gleichwohl) geeignet sein könnten, 
auf der Ebene europäischer Polizeizusammenarbeit einen angemessenen Stan-
dard an justitieller Kontrolle sicherzustellen, müssen die normativen Anfor-
derungen an eine Verantwortung der Polizei festgestellt werden, welche nach 
den (verfassungs-)rechtlichen Vorgaben der Rechtsordnungen der Mitglied-
staaten bzw. nach europäischen Rechtsquellen bestehen. 
88 Sabine Gieß 
Diese Fragestellung ist Gegenstand einer im Auftrag des Bundesministeri-
ums der Justiz der Bundesrepublik Deutschland gemeinsam durch das Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht (Freiburg/Br.) 
und das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht (Heidelberg) durchgeführten Studie. 24 Darin wurden unter anderem die 
normativen Anforderungen an die Kontrolle strafrechtlicher Ermittlungen der 
Polizei in ausgewählten mitgliedsstaadichen Rechtsordnungen (Österreich,25 
Dänemark,26 Deutschland,27 Frankreich,28 ltalien,29 den Niederlanden30 und 
England/Wales31) sowie an die justitielle Kontrolle gemeinschaftsrechdicher 
Ermittlungstätigkeit und der grenzüberschreitenden Ermittlungstätigkeit 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union32 analysiert. 
Nach den Ergebnissen dieser Studie treten als wesentliche Elemente für 
eine Verantwortlichkeit von Strafverfolgungsorganen in den untersuchten 
Rechtsordnungen vier Instrumente hervor: 
1. die Kontrolle der laufenden polizeilichen Ermittlungen durch ein justi-
tielles bzw. externes Organ; 
2. die richterliche Überwachung bestimmter Ermittlungsmaßnahmen; 
3. die Kontrolle durch die Wahrnehmung von Beschuldigtenrechten; 
4. besondere Maßnahmen zur Überwachung automationsgestützter Ermitt-
lungsmaßnahmen. 
1. Kontrolle laufender polizeilicher Ermittlungen in den Mitglied-
staaten 
Eine Kontrolle (bestimmter) polizeilicher Ermittlungen durch ein externes 
Organ existiert in allen untersuchten Rechtsordnungen. In welchem Umfang 
die laufende strafrechtliche Ermittlungstätigkeit einer externen Überwachung 
aber in concreto unterliegt, hängt von der innerstaatlichen Kompetenzauftei-
lung ab: In den kontinentalen Rechtsordnungen klassischer Prägung ( Öster-
reich, Deutschland, Frankreich und den Niederlanden) trägt eine Justizbehörde 
bzw. ein Justizorgan die Verantwortung für die strafrechtliche Ermitt-
lungstätigkeit und wird dabei durch die Polizei unterstützt. In der Praxis der 
meisten Mitgliedstaaten ist es aber dennoch zumeist die Polizei, die in einem 
Großteil der Verfahren zunächst selbständig ermittelt, bevor sie den Vorgang 
der Anklagebehörde übergibt, so dass das Weisungsverhältnis in der Praxis 
zumindest bereichsspezifisch nicht zum Tragen kommt. In Dänemark wurde 
(unter anderem aus diesem Grund) die Kompetenz zur Durchführung des 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens bereits weitgehend auf die Polizei 
übertragen. Die Staatsanwälte haben nach wie vor ein Weisungsrecht, das ei-
ne Rechtmäßigkeitskontrolle der Ermittlungen sichern soll; sie machen da-
Regionalisierung oder Lentratmerung;usrzneuer 1\.umruw: v 7 
von in der Praxis aber sehr selten Gebrauch. In England und Wales, wo die 
Polizei in Strafsachen traditionell selbständig und weisungsfrei ermittelt, fin-
det eine Kontrolle laufender Ermittlungen vorrangig innerhalb der Polizei-
hierarchie statt. Eine ständige Überwachung laufender Ermittlungen durch 
eine externe Qustiz-)Behörde gibt es nicht. Das Common Law System hat je-
doch seine eigenen spezifischen Kontrollmechanismen hervorgebracht. 33 
2. Überwachung bestimmter Ermittlungsmaßnahmen in den 
Mitgliedstaaten 
Die richterliche Überwachung der Strafverfolgung - als zweites wesentliches 
Element der „justitiellen Einbindung und Kontrolle" strafrechtlicher Ermitt-
lungstätigkeit in den Mitgliedstaaten - erfolgt in verschiedenen Verfahrens-
stadien und in unterschiedlichen Formen: zum ersten während der laufenden 
Ermittlungen, zum zweiten im Rahmen der Hauptverhandlung, zum dritten 
in einer Rechtsmittelinstanz und schließlich im Wege der Ahndung persönli-
chen Fehlverhaltens von Strafverfolgungsorganen. In den Rechtsordnungen, 
welche eine gerichtliche Voruntersuchung für bestimmte Formen von Krimi-
nalität kennen (Frankreich, Österreich, Niederlande), sind strafrechtliche Er-
mittlungen in diesem Bereich ohnehin Sache eines Richters. Aber auch dann, 
wenn die gerichtliche Voruntersuchung nicht eingreift, oder in Rechtsord-
nungen, denen eine solche Voruntersuchung unbekannt ist, unterliegen Ein-
griffe ab einer bestimmten Erheblichkeitsschwelle (Inhaftierung des Beschul-
digten, Durchsuchung von Wohnungen o. ä., optische und akustische Über-
wachung, einschließlich der Telefonüberwachung, etc.) grundsätzlich einer 
vorherigen richterlichen Legitimation, die in der Regel über einen sog. Rich-
tervorbehalt sichergestellt wird, also dem Erfordernis der vorherigen richterli-
chen Genehmigung eines bestimmten Eingriffs. In England und Wales findet 
hingegen eine vorherige Einbeziehung eines Richters in strafrechtliche Er-
mittlungen nur ausnahmsweise statt. Gleichwohl erkennt auch das englische 
Recht an, dass bestimmte persönliche Bereiche vor unkontrollierten Strafver-
folgungsmaßnahmen zu schützen sind. So bedarf es eines vorherigen richter-
lichen Beschlusses, wenn bestimmtes vertrauliches Material beschlagnahmt 
werden soll. Ferner haben sich in England und Wales andere, dem Richtervor-
behalt vergleichbare Sicherungen herausgebildet: So braucht es für bestimmte 
Ermittlungsmaßnahmen, welche in den „kontinentalen Rechtsordnungen" 
dem Richtervorbehalt unterfallen würden, der vorherigen Zustimmung eines 
externen Organs mit justitiellem Charakter (,,Commissioner"). 
Neben der unmittelbaren Überwachung strafrechtlicher Ermittlungen un-
terliegt die Rechtmäßigkeit der Ermittlungstätigkeit in allen untersuchten 
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Rechtsordnungen einer mittelbaren richterlichen Kontrolle durch die Beweis-
sammlung, -zulassung oder -verwertung im Rahmen der Vorbereitung und 
Durchführung der Hauptverhandlung. 
Ein weiteres Element justirieller .Kontrolle strafrechtlicher Ermittlungen ist 
ferner durch die persönliche Haftung der Strafverfolgungsorgane für irregu-
läres Verhalten gegeben, wie sie in unterschiedlicher Ausgestaltung in allen 
untersuchten Rechtsordnungen zu finden ist. Danach müssen sich Hoheit-
sträger (ohne ein weiteres förmliches Vorverfahren, in dem die Anstellungs-
behörde über die Zulässigkeit einer Verfolgung entscheidet) nach dem allge-
meinen Strafrecht für missbräuchliches Verhalten in Zusammenhang mit der 
Amtsausübung verantworten. 
3. Kontrolle durch die Wahrnehmung von Beschuldigtenrechten in 
den Mitgliedstaaten 
Als dritter wesentlicher Baustein einer justitiellen Kontrolle der Ermitt-
lungstätigkeit erscheinen die strafprozessualen Beschuldigtenrechte: Alle un-
tersuchten Rechtsordnungen sehen vor, dass sich die Rechtsstellung einer Per-
son dann verändert, wenn sie aus einem unbestimmten Personenkreis durch 
entsprechenden Verdacht auf Begehung einer konkreten Straftat heraustritt. 
Sie wird dann mit Rechten ausgestattet, die auch der Kontrolle der gegen sie 
gerichteten Strafverfolgung dienen. Zeitpunkt des Eingreifens und Ausgestal-
tung der Beschuldigtenrechte unterscheiden sich allerdings in den verschiede-
neri Rechtsordnungen. Regelmäßig hat die in einem strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren beschuldigte Person einen Anspruch darauf, 
• über einen gegen sie bestehenden Tatverdacht informiert zu werden; 
• die Aussage zu verweigern; 
• im Ermittlungsverfahren einen Verteidiger beizuziehen, der regelmäßig 
(zum Teil neben dem Beschuldigten) ein Recht auf Akteneinsicht hat; 
• dass ihr rechtliches Gehör gewährt wird. 
Diese Rechte sollen in allen untersuchten Rechtsordnungen sicherstellen, dass 
die beschuldigte Person eine aktive Rolle in den strafrechtlichen Ermittlungen 
einnehmen und sich gegebenenfalls gegen den Verdacht verteidigen kann. 
4. Maßnahmen zur Überwachung automationsgestützter 
Ermittlungsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten 
Als viertes Element einer justitiellen Einbindung und Kontrolle polizeilicher 
Ermittlungstätigkeit in den Mitgliedstaaten gewinnt - insbesondere mit Blick 
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auf die derzeitige Aufgabenzuweisung an Europol - die Überwachung der au-
tomatisierten Datenverarbeitung zu repressiven Zwecken an Bedeutung. Hier 
existieren noch wesentliche Unterschiede zwischen den untersuchten Rechts-
ordnungen. 
5. justitielle Verantwortung in Bezug auf gemeinschaftsrechtliche 
Ermittlungen 
Die genannten Elemente einer justitiellen Einbindung und Kontrolle exeku-
tiver Ermittlungen finden sich im Wesentlichen, wenngleich in modifizierter 
Form auch in den gemeinschaftsrechtlichen Regelungen über Kontrollen im 
Wettbewerbsrecht und in der Bekämpfung von Betrügereien zu Lasten der 
EU: Eine externe Kontrolle laufender Ermittlungen durch ein justitielles Or-
gan ist dem institutionellen Gefüge der EG zwar noch fremd (vgl. dazu aber 
die in dem Reformvorschlag „Corpus Juris" ausgearbeiteten Regelungen34). 
Ermittlungen der EG-Kontrolleure unterliegen aber (wie in der Mehrzahl der 
untersuchten mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen) einer umfassenden ju-
stitiellen Kontrolle durch die europäische Gerichtsbarkeit, sobald sie mit Ein-
griffen von gewisser Erheblichkeit verbunden sind. Ferner ordnet auch das 
Gemeinschaftsrecht einer Person, gegen die hoheitliche Ermittlungen durch-
geführt werden, eine besondere Rechtsposition und in Verbindung damit 
spezielle Verfahrens- und Verteidigungsrechte zu. Die Überwachung der auto-
matisierten Datenverarbeitung obliegt der Datenschutzkontrollstelle der EG-
Kommission, welche sowohl von Amts wegen wie auch nach einer Beschwer-
de Kontrollen vornimmt. Gerichtlichen Rechtsschutz gewährt der EuGH. 
6 justitielle Verantwortung in bezug auf grenzüberschreitende 
Ermittlungen 
Auch die justitielle Einbindung und Kontrolle grenzüberschreitender polizei-
licher Ermittlungen - illustriert am Beispiel der Sehengen-Zusammenarbeit -
zeigt die bereits erläuterten Elemente: Bei Ermittlungen auf der Grundlage 
der Schengener Übereinkommen obliegt diese Einbindung und Kontrolle 
den zuständigen nationalen Q ustiz-) Behörden. Sie üben diesbezüglich ihre 
(Weisungs-) Kompetenzen grundsätzlich ebenso aus wie innerhalb ihres Terri-
toriums. Grenzüberschreitende Ermittlungen unterliegen ferner prinzipiell in 
demselben Umfang wie strafrechtliche Ermittlungen im eigenen Territorium 
der Kontrolle der Gerichte des Entsendestaates. Allerdings verlieren die Be-
schuldigtenrechte als Kontrollrechte über strafrechtliche Ermittlungen unter 
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der derzeitigen Regelung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit (fak-
tisch) an Bedeutung, da keine angemessenen - das heißt über die nationale 
Ebene hinausreichenden - Verfahrensgarantien oder Beschuldigtenrechte für 
die von grenzüberschreitenden Ermittlungen betroffenen Personen festgelegt 
wurden. Solche wären aber angesichts der arbeitsteiligen Strafverfolgung 
schon deshalb erforderlich, weil die Betroffenen durch die nationalen Verfah-
rensrechte voraussichtlich faktisch keinen effektiven Rechtsschutz erlangen 
können. Die institutionelle Kontrolle der automatisierten Datenverarbeitung 
obliegt den durch die Übereinkommen eingerichteten Kontrollinstanzen. 
Der Individualrechtsschutz wird durch die nationalen Gerichte gewährleistet. 
7. Zwischenergebnis 
Misst man nun die an das EJN oder Eurojust übertragenen Aufgaben und 
Befugnisse an dem europäischen Standard justitieller Einbindung und Kon-
trolle, so kommt man zu folgendem Ergebnis: 
Die nationalen Stellen des EJN können in Bezug auf die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit der mitgliedsstaatlichen Behörden grundsätzlich eine 
- an den jeweiligen nationalen Standards gemessene - externe Kontrolle 
sicherstellen, deren Umfang sich dementsprechend nach den nationalen Vor-
gaben bestimmt. (Wie effektiv diese Überprüfung arbeitsteiliger Strafverfol-
gung in der Praxis sein wird, bleibt allerdings abzuwarten.) Eine solche Funk-
tion wird Eurojust aber bereits wegen seiner derzeitigen Kompetenzausgestal-
tung in Bezug auf das Tätigwerden von Europol nicht ausüben können, denn 
es fehlt dafür an den erforderlichen Überwachungs- und Weisungsrechten: 
Nach dem Ratsbeschluss beschränken sich die konkreten Befugnisse von Eu-
rojust auf eine Unterstützung von Europol. Damit wird gerade die umge-
kehrte normative Konzeption geschaffen, wie sie die klassischen kontinenta-
len Rechtsordnungen kennen, in denen die Polizei als Hilfsbehörde der justi-
tiellen Behörden (Staatsanwaltschaften und Untersuchungsrichter) im straf-
rechtlichen Ermittlungsverfahren tätig wird, und es werden keine anderweiti-
gen Überwachungsmechanismen geschaffen, wie sie beispielsweise in Eng-
land und Wales existieren. 35 
Eine justitielle Überwachung „europäischer Ermittlungsmaßnahmen" im 
Einzelfall, (1.) während der laufenden Ermittlungen, (2.) im Rahmen der 
Hauptverhandlung, (3.) durch Rechtsmittel und (4.) schließlich im Wege der 
Ahndung persönlichen Fehlverhaltens von Strafverfolgungsorganen wird in 
Bezug auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der nationalen Polizeien 
weiter durch die dafür zuständigen nationalen Stellen gewährleistet, die gege-
benenfalls durch das EJN unterstützt werden können. In Bezug auf Europol 
Regionalisierung oder Zentralisierungjustitieller Kontrolle 9 3 
gilt dasselbe insoweit, als (1.) für die laufenden Ermittlungen notwendige 
Zwangsmaßnahmen weiterhin der nach den nationalen Strafprozessordnun-
gen vorgeschriebenen (richterlichen) Sanktion bedürfen, (2.) eine - auf Euro-
pol-,,Ermittlungen" folgende - Anklage weiterhin vor einem nationalen Ge-
richt verhandelt wird bzw. (3.) dort im Rechtsmittelweg überprüft wird und 
damit den dort geltenden strafverfahrensrechtlichen Maßgaben unterliegt. Eu-
rojust kommt insoweit keine Überwachungsfunktion zu. Ob bzw. in welchem 
Umfang Fehlverhalten der Europol-Beamten überhaupt vor (nationalen) Ge-
richten geahndet werden kann, ist nach Inkrafttreten des Immunitätsproto-
kolls strittig.36 Eurojust spielt auch in dieser Beziehung keine Rolle. 
Durch die Einrichtung des EJN und Eurojust werden den Beschuldigten 
keine neuen - über die nationalen Garantien hinausgehende - individuelle 
Rechte eingeräumt. Die Betroffenen sind vielmehr - trotz der neuen Formen 
der Strafverfolgung - auf das nationale Recht verwiesen. 
Auch im Bereich der Datenüberwachungsoll dem EJN oder Eurojust keine 
entsprechende Funktion zukommen. 37 Insgesamt ist daher festzuhalten, dass 
weder das EJN noch Eurojust in der bisherigen Ausgestaltung einen ange-
messenen Standard an justitieller Einbindung und Kontrolle europäischer 
Polizei(zusammeri)arbeit sicherstellen. 
IV. Weitere Modelle für eine justitielle Einbindung und Kontrolle 
europäischer Strafverfolgungsmaßnahmen 
Jedoch sind das EJN und Eurojust nicht die einzigen Modelle, die zur Ge-
währleistung einer justitiellen Einbindung und Kontrolle der neuen Formen 
polizeilicher Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfolgung erwogen wur-
den. Zur Diskussion standen vielmehr insgesamt drei Grundmodelle, welche 
prinzipiell geeignet erschienen, eine justitielle Verantwortlichkeit europäi-
scher Polizeiarbeit sicherzustellen: 
Zum ersten die Gewährleistung einer entsprechenden Kontrolle durch ein 
neues gerichtsähnliches Organ der dritten Säule der Europäischen Union; an-
gedacht wurde diese Lösung insbesondere mit Blick auf die durch das Euro-
pol-Übereinkommen konzipierte „Gemeinsame Kontrollinstanz", die in 
Bezug auf das Europäische Polizeiamt eine Datenschutzkontrolle sicherstellen 
soll. 
Zum zweiten die Gewährleistung einer justitiellen Kontrolle mittels einer 
neu einzurichtenden Europäischen Staatsanwaltschaft und einer Rechtswe-
geröffnung zum EuGH; damit würden Instanzen der Europäischen Gemein-
schaft (also der ersten Säule der Union) für die intergouvernementale „Poli-
zeiliche und Justitielle Zusammenarbeit" erschlossen. 
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Zum dritten eben die Gewährleistung einer justitiellen Kontrolle vorrangig 
durch nationale (Clearing-)Stellen, beispielsweise Strafgerichte, also eine auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten angesiedelte Kontrolle, die gleichzeitig ein eu-
ropäisches Netz der zuständigen Stellen schafft, gegebenenfalls ergänzt um ei-
ne zentrale Stelle;38 dieses Modell entspricht grundsätzlich der Kombination 
EJN und Eurojust, die durch den Ratsbeschluss anvisiert wird. 
1. ]ustitielle Kontrolle durch eine modifizierte Gemeinsame 
Kontrollinstanz 
Für einen „justitiellen Umbau" der bereits als Organ der dritten Säule instal-
lierten Gemeinsamen Kontrollinstanz wurde zum einen angeführt, dass da-
mit eine harmonische Weiterentwicklung der bereits bestehenden Kontroll-
struktur erreicht werden könnte. Zum anderen erschien die Akzeptanz einer 
solchen Prüfungsinstanz jedenfalls in den Mitgliedstaaten gewährleistet, die 
diesen Weg selbst in ihren Rechtsordnungen für die Kontrolle heimlicher au-
tomatisierter Ermittlungen gewählt haben. Allerdings fehlt bisher der not-
wendige politische Wille der Mitgliedstaaten und damit konkrete Pläne für 
eine entsprechende Umgestaltung der Kontrollinstanz; eine solche würde 
wohl auch schnell an ihre Grenzen stoßen, wenn die Befugnisse von Europol 
im exekutivischen Bereich ausgebaut würden. 
2. justitielle Kontrolle durch eine Europäische Staatsanwaltschaft bzw. 
den EuGH 
Von vielen wurde die Idee favorisiert, (auch39) in der dritten Säule der EU 
eine Europäische Staatsanwaltschaft zur Sicherstellung der justitiellen Einbin-
dung von Europol einzurichten40 und gleichzeitig den Rechtsweg zum 
EuGH41 zu eröffnen42. 
Die Popularität dieser Idee hat ihren Grund wohl darin, dass sie an eine 
traditionelle Struktur der justitiellen Kontrolle polizeilicher Strafverfolgung 
in der Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten anknüpft43 , nämlich jenen mit einer 
Rechtsordnung kontinentaler Prägung. Die Einrichtung einer solchen Behör-
de erscheint damit als konsequenter Schritt nach der Errichtung eines Eu-
ropäischen Polizeiamtes. Denn durch eine europäische Staatsanwaltschaft wä-
re (wieder) gewährleistet, dass über den Einsatz von Strafverfolgungsressour-
cen durch eine Justizbehörde entschieden wird. Problematisch an diesem Lö-
sungsmodell ist aber, dass sowohl für eine Europäische Staatsanwaltschaft als 
auch für den EuGH eine einheitliche gesamteuropäische Strafverfahrensord-
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nung geschaffen werden müsste, die - in welcher Form auch immer - mit 
dem nationalen Strafprozessrecht konkurrieren müsste. Ferner wäre mit die-
ser Lösung (erneut) ein Souveränitätsverlust der Mitgliedstaaten verbunden, 
gegen den sie sich bisher in Bezug auf vergleichbare Bestrebungen in der er-
sten Säule vehement gewehrt haben. 
3. Justitielle Kontrolle durch nationale Clearing-Stellen 
Für den Vorschlag, die Kontrolle über Europol durch ein Netz nationaler Ju-
stizinstanzen zu gewährleisten, sprechen vor allem drei Erwägungen:44 Erstens 
würde dadurch endlich dem ständig fortschreitenden Ausbau der transnatio-
nalen polizeilichen Zusammenarbeit eine engere Vernetzung der Justiz der 
Mitgliedstaaten folgen; zweitens könnte durch ein solches Modell den Beson-
derheiten und Bedürfnissen der verschiedenen nationalen Strafverfahrensord-
nungen Rechnung getragen werden, und drittens bliebe die Kontrolle über 
die europäische Polizei in den Händen der Mitgliedstaaten. 
Gegen den Vorschlag, die Kontrolle von Europol auf nationaler Ebene an-
zusiedeln, wird aber vor allem das Argument der größeren Effektivität eines 
grenzüberschreitend arbeitenden europäischen Strafverfolgungsorgans ange-
führt: Ein solches kann praktisch nicht mehr (jedenfalls nicht mehr aus-
schließlich) durch nationale Stellen kontrolliert werden, und zwar schon des-
halb nicht, weil diese Form der Kontrolle langwierige Verfahrenswege erfor-
dert, welche zu einer gänzlichen Blockade der Strafverfolgung führen könn-
ten. Ferner wäre zu befürchten, dass ein auf nationaler Ebene angesiedeltes 
Kontrollsystem angesichts der vielfältigen Unterschiede der mitgliedsstaatli-
chen Rechtsordnungen einer sehr komplexen Regelung bedürfte, die in der 
Praxis zu einer faktischen Unkontrollierbarkeit von Europol führen könnte. 
VI. Fazit 
Trotz der genannten Bedenken sind die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten 
den letztgenannten Weg gegangen und haben zunächst das EJN und eine 
zwar zentrale, aber mit nur schwachen Befugnissen ausgerüstete „Eurojust-
Stelle" eingerichtet.45 Schon wegen der Beschränkung der Befugnisse von 
Eurojust auf eine Unterstützung von Europol46 ist nicht zu erwarten, dass 
Eurojust (bei Beibehaltung der derzeitigen Kompetenzen) zusammen mit 
dem EJN nicht nur eine effektivere Abwicklung grenzüberschreitender Straf-
verfolgung in Europa, sondern auch die notwendige justitielle Kontrolle von 
Europol gewährleisten kann, die darin bestehen müsste, Europolermittlun-
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gen zu lenken, zu leiten und zu beaufsichtigen und kriminalpolitische Ent-
scheidungen der Mitgliedstaaten auf die EU-Ebene zu transponieren.47 Di..: 
Aufgabe verbleibt de jure bei den nationalen Stellen, die eine solche de facto 
aber nicht wahrnehmen können. 
Damit bleibt die Frage, wo bzw. wie ein effektives System justitieller Kon-
trolle der europäischen Polizei(zusammenarbeit) angesiedelt werden kann, 
damit das Amsterdamer Ziel eines europäischen „Raums der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts"48 nicht wieder in weite Feme rückt. 
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